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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie VwGH E 1995/04/07 94/02/0470 6 

Stammrechtssatz 

Eine eindeutige und zu keinen Zweifeln Anlaß gebende Umschreibung des Veranwortungsbereiches liegt - 
abgesehen von der klaren Abgrenzung dieses Bereiches (Hinweis E 21.2.1993, 94/11/0207) - überdies nur dann 
vor, wenn für die, in räumlicher, sachlicher und allenfalls auch zeitlicher Hinsicht abgegrenzte, 
verwaltungsstrafrechtliche Verantwortlichkeit immer nur eine von vornherein feststehende Person in Betracht 
kommt. Wird im Bereich der Tätigkeit einer juristischen Person oder Personengemeinschaft ohne 
Rechtspersönlichkeit von der gesetzlichen Grundregel der Strafbarkeit (aller) ihrer zur Vertretung nach außen 
befugten Organe abgegangen und von der Möglichkeit der Übertragung der verwaltungstrafrechtlichen 
Verantwortlichkeit auf andere Personen mit entsprechender Anordnungsbefugnis Gebrauch gemacht, dann kann 
für ein und denselben Verantwortungsbereich nur ein verantwortlicher Beauftragter bestellt werden. Die 
rechtspolitisch fragwürdige Situation, daß ungeachtet ihrer tatsächlich internen Aufgabenverteilung alle eine 
bestimmte Organstellung bekleidenden Personen - auch kumulativ - für Verstöße gegen Verwaltungsvoschriften 
zur Verantwortung gezogen werden dürfen, soll im Falle gewillkürten Abgehens zu der Lösung führen, daß die 
Verantwortlichkeit möglichst klar definiert ist. Dies ist jedenfalls dann nicht gegeben, wenn auf Grund 
überlappender Verantwortungssbereiche wiederum mehrere Personen nebeneinander und wiederum auch 
kumulativ für einen bestimmten Verstoß gegen eine Verwaltungsvorschrift bestraft werden können. Die 
unterscheidungslose Übertragung der Verantwortlichkeit für die Einhaltung sämtlicher 
Dienstnehmerschutzbestimmungen auf verschiedene Arbeitnehmer für denselben Verantwortungsbereich ist 
daher nicht rechtswirksam. 


